
bisher noch nicht erfolgt sei und nunmehr zufolge des 
Erlasses des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 nicht mehr 
ohne weiteres auf Grund des REHG erfolgen könne. 
Maßgebend sei der Stand der Gesetzgebung zur Zeit 
des Todesfalles. Hiernach sei er berechtigt, von seinen 
Miterben als Ausfluß seines Rechtes auf Berichtigung 
des Grundbuches im Wege der Klage Auflassung zu 
fordern.

Die Beklagten haben Abweisung der Klage bean­
tragt. Sie machen unter anderem geltend, der Kläger 
könne sich auch nicht auf Art. XII des KRG Nr. 45 be­
rufen, da der Nachlaß noch nicht geregelt sei.

Demgegenüber macht der Kläger geltend, daß der 
Nachlaß als geregelt im Sinne des Art. XII KRG Nr. 45 
anzusehen sei, weil beim Inkrafttreten dieses Gesetzes, 
d. h. am 21. April 1947, diie Dreijahresfrist bereits ab­
gelaufen gewesen sei, ohne daß die Beklagten ihre An­
sprüche im Wege der Klage geltend gemacht hätten. 
Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Be­
rufung des Klägers blieb ohne Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Beklagten haben ihre Ansprüche im Sinne des 

Art. XII KRG Nr. 45 dadurch geltend gemacht, daß sie 
im vorliegenden Rechtsstreit am 16. Juli 1947 Klageab­
weisungsantrag gestellt haben. Das Gesetz spricht zwar 
vom „Klagwege“. Dieser Ausdruck ist aber nach Auf­
fassung des Senates nicht im technischen Sinne zu ver­
stehen, sondern hat lediglich die Bedeutung, daß der 
Anspruch innerhalb eines geordneten Prozeßverfahrens 
geltend zu machen ist.

Es fragt sich also nur, ob am 16. Juli 1947 die ab 
14. Januar 1944 laufende Dreijahresfrist zur Geltend­
machung der Ansprüche der Beklagten abgelaufen war. 
Hierzu ist zu sagen, daß diese Frist keine absolute ist. 
Das geht schon daraus hervor, daß das Gesetz die Be­
stimmungen der §§ 233 bis 238 ZPO über die Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand bei Versäumung der 
Frist für anwendbar erklärt hat. Dazu kommt, daß, 
wenn es sich um die Berechnung gesetzlicher Fristen 
handelt, die allgemeinen Bestimmungen des bürger­
lichen Rechtes zur Anwendung kommen müssen, es sei 
denn, daß das Gesetz, das die Dauer einer Frist zur 
Geltendmachung von bestimmten Ansprüchen festsetzt, 
die Anwendung der allgemeinen Bestimmungen aus­
drücklich ausschließt. Das ist aber im Falle des 
Art. XII KRG Nr. 45 um so weniger anzunehmen, als 
die Kontrollratsgesetzgebung in die allgemeine Gesetz­
gebung nur insoweit eingegriffen hat, als sie dies aus­
drücklich zum Ausdruck gebracht hat. In dieser Be­
ziehung ist aber festzustellen, daß der Kläger zur Zeit 
des Todes des Erblassers zum Heeresdienst eingezogen 
war und erst nach dem 8. Mai 1945 heimgekehrt ist. 
Das bedeutet, daß schon nach § 31 Abs 1 Ziff. 1 der 
Vertragshilfeverordnung vom 30. November 1939 in der 
Fassung der Verordnung vom 31. Januar 1941 alle 
Fristen, die für die Beschreitung des Rechtsweges oder 
die sonstige Geltendmachung von Rechten im gericht­
lichen Verfahren gesetzlich bestimmt sind, für und 
gegen Kriegsteilnehmer bis zum 15. Oktober 1944 ge­
hemmt waren. Demzufolge war bereits nach den ge­
nannten Vorschriften der Lauf aller Fristen für und 
gegen den Kläger im vorliegenden Falle vom 14. Januar 
1944, dem Todestage des Erblassers, bis zum 15. Okto­
ber 1944, also 9 Monate und einen Tag gehemmt. Der 
Ablauf der Dreiiahresfrist ist dadurch erst am 15. Ok­
tober 1947 eingetreten, so daß die Geltendmachung der 
Ansprüche der Beklagten als rechtzeitig angesehen 
werden muß.

SMAD-Befehl Nr. 209, § 4 MSchGes.
Das durch Befehl Nr. 209 der SMAD anerkannte Be­

dürfnis des Neubauern nach dem Besitz eines Wirt­
schaftshofs rechtfertigt die Räumungsklage nach § 4 
MSchGes.

AG Wolmirstedt, Urteil vom 4. November 1948 — 
2 C 182/48.

T a t b e s t a n d :
Der Kläger, der Neubauer ist, wohnt zusammen mit 

einem anderen Neubauern in dem Grundstück W., 
Elbeuer Straße 2. Der Stall und die Wirtschaftsräume, 
die er benutzt, liegen auf dem mehrere 100 Meter ent­
fernten Hofe der ehemaligen Schloßdomäne in W. Der 
Kläger muß hierfür jährlich 385 DM Miete zahlen.

Eine Schwester des Klägers, die Eigentümerin des 
Grundstücks E., Magdeburger Straße 21 war, ist im 
Januar 1948 gestorben und von dem Kläger und einer 
anderen Schwester beerbt worden. Im Wege der Erb­
auseinandersetzung erwarb der Kläger das Grund­
stück E., Magdeburger Straße 21, in dem sich auch ein 
Stall und eine Scheune befinden, als Alleineigentümer 
und wurde Anfang Oktober 1948 als solcher im Grund­
buch eingetragen. Die vom Kläger bewirtschafteten 
Ländereien, die ihm im Zuge der Bodenreform als 
Neubauern zugewiesen wurden, liegen zwar in der 
Gemarkung W., haben aber früher zur Gemarkung E. 
gehört und sind von der Wohnung des Klägers und 
der Wohnung des Beklagten etwa gleich weit entfernt. 
Der Beklagte wohnt seit etwa 21 Jahren als Mieter in 
dem Grundstück E., Magdeburger Straße 21. Mit ihm 
zusammen wohnen seine Frau, eine erwerbstätige 
Tochter, eine verheiratete Tochter und zwei minder­
jährige Kinder. Einen Sohn erwartet der Beklagte 
demnächst aus der Gefangenschaft zurück. Der Be­
klagte zahlt eine monatliche Miete von 20,— DM. Im 
Zuge der Schaffung von Neubauemhofstellen ist für 
den Kläger keine Errichtung einer neuen Hofstelle 
vorgesehen, weil er bereits Eigentümer des Grund­
stücks E., Magdeburger Straße 21 mit Hofraum und 
Wirtschaftsgebäuden ist. Die Gemeindebodenkommis­
sion und die VdgB W. und E. haben bei der Planung 
und Zuweisung von Neubauernhofstellen vorgesehen, 
daß der Kläger das vom Beklagten bewohnte Grund­
stück als Hofstelle erhält. Dem Beklagten ist die bis­
her von dem Neubauern R. in E. bewohnte Wohnung 
als Ersatz für seine bisherige Wohnung zur Verfügung 
gestellt worden. Diese Wohnung besteht aus 2 Stuben, 
1 Kammer und 1 Küche, von denen 1 Stube der Vater 
des Neubauern R. bewohnt. Der monatliche Mietzins 
dieser Wohnung beträgt 35,— DM. R. und sein Vater 
sollen in die jetzt vom Kläger bewohnte Wohnung 
ziehen. Der Kläger verlangt, um möglicnst bald von 
einem eigenen Grundstück aus seine Ländereien be­
wirtschaften zu können, Räumung der Wohnung von 
dem Beklagten, die dieser aber ablehnt. Auch die 
Wohnungsämter E. und W. sind mit dieser Regelung 
einverstanden und halten sie für zweckmäßig.

E n t s c h e i  d u n g s g r ü n d e :
■Durch Befehl Nr. 209 der SMAD ist die Schaffung 

von Neubauemhofstellen den einzelnen Landesregie­
rungen als besonders dringliche Aufgabe befohlen 
worden, um den Neubauern die Bewirtschaftung ihrer 
Ländereien von einer eigenen Hofstelle aus zu er­
möglichen und dadurch die Bodenreform zu einem 
baldigen erfolgreichen Abschluß zu bringen. Jede Maß­
nahme, die diesem Zweck dient, muß daher als dring­
lich angesehen werden. Da nach den übereinstimmen­
den Erklärungen der Vertreter der Gemeindeboden­
kommissionen und der VdgB W. und E. im Zuge der 
Schaffung von Neubauernhofstellen für den Kläger die 
Errichtung oder der Ausbau einer besonderen Neu­
bauernhofstelle nicht vorgesehen ist, weil er bereits 
Eigentümer eines Hofgrundstücks mit Wirtschafts­
gebäuden ist, so kam nur dies, zur Zeit von dem Be­
klagten bewohnte Grundstück als Neubauernhof stelle 
in Frage. Sein Interesse an der baldigen Erlangung 
dieser Hofstelle muß deshalb als dringend im Sinne 
des § 4 Mieterschutzgesetzes angesehen werden, da 
sie der Durchführung des SMAD-Befehls Nr. 209 dient, 
der gleichfalls die Schaffung der Neubauernhofstellen 
als dringlich bezeichnet. Es kam in diesem Rechts­
streit nicht, wie der Beklagte geltend macht, darauf 
an, ob der Kläger zur Zeit seine Ländereien auch in 
ausreichender Weise bewirtschaften kann, entscheidend 
war vielmehr, ob der Kläger dies von einer eigenen 
Hofstelle aus kann, da der SMAD-Befehl Nr. 209 dies 
vorschreibt.

Wenn man dem Beklagten darin folgen wollte, daß 
der Kläger auch von dem jetzt von ihm bewohnten 
Grundstück aus seine Ländereien ausreichend bewirt­
schaften könne, so würde man dem Kläger unter Um­
ständen noch jahrelang oder überhaupt für immer die 
Bewirtschaftung seiner Ländereien von seiner eigenen 
Hofstelle aus versagen müssen, weil man das Vorliegen 
eines dringenden Eigenbedürfnisses verneinen müßte. 
Dies kann aber unmöglich der Sinn der Bodenreform­
gesetzgebung sein und widerspricht auch dem strikten 
Befehl Nr. 209 der SMAD. Man muß deshalb die bal-
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